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1 Einleitung 

Die Beschlusskammer 7 hat am 08. Mai 2024 die Festlegungsverfahren "KARLA Gas 2.0" in Sa-

chen Kapazitätsregelungen und Abwicklung des Netzzugangs im Gassektor (BK7-24-01-007), 

"GaBi Gas 2.1" in Sachen Bilanzierung Gas (BK7-24-01-008), "GeLi Gas 3.0" Festlegung einheit-

licher Geschäftsprozesse und Datenformate beim Wechsel des Lieferanten bei der Belieferung 

mit Gas (BK7-24-01-009), "ZuBio" in Sachen Zugang von Biogas (BK7-24-01-010) gemeinsam 

eingeleitet. 

Als Spitzenverband der Energie- und Wasserwirtschaft vertritt der Bundesverband der Energie 

und Wasserwirtschaft – BDEW e. V. die Interessen einer Vielzahl von Unternehmen, die von 

den Festlegungen betroffen sind. Der BDEW unterstützt das Ziel der BNetzA, im Rahmen der 

eingeleiteten Festlegungsverfahren das Eintreten von Regelungslücken durch das Außerkraft-

treten der GasNZV zu vermeiden. Der BDEW bedankt sich für die Möglichkeit, zu den Festle-

gungsverfahren Stellung nehmen zu können. Der BDEW begrüßt die größtenteils inhaltlich 

identische Überführung der GasNZV-Regelungen in die zugrundeliegenden Festlegungen. 

Der BDEW reicht diese Stellungnahme zusätzlich zu den von der BNetzA bereitgestellten 

Formblättern ein, da sie allgemeine Hinweise zur Überführung der GasNZV in themenbezo-

gene Festlegungen enthält.  

Der BDEW reicht außerdem zusätzlich zu dem Formblatt zur "ZuBio"-Festlegung eine Stellung-

nahme ein. 

2 Allgemeine Hinweise zur Überführung der GasNZV in themenbezogene Festlegun-

gen  

Der BDEW setzt sich dafür ein, dass die bisher in der Netzzugangsverordnung aufgeführten 

abstrakt-allgemeinen Regelungen aus Gründen der Transparenz und Rechtssicherheit auch 

weiterhin in einem übergeordneten Rechtsakt geregelt werden. Dafür würde sich eine Rah-

menfestlegung anbieten.  

Die Aufgliederung der Regelungen der GasNZV in vier Einzelfestlegungen führt zu einer erheb-

lichen Unübersichtlichkeit der Regelungsinhalte. Um eine bessere Nachvollziehbarkeit und 

Übersichtlichkeit in dem ohnehin sehr komplexen Regelungsgefüge des Netzzugangs zu ge-

währleisten, sollten zumindest die zentralen Regelungen gebündelt in einer Festlegung erfol-

gen. Eine Mehrfachregelung (etwa von Begriffsbestimmungen oder grundlegenden vertragli-

chen Regelungen) birgt die Gefahr von Inkonsistenzen im Rahmen künftiger Änderungen. Es 

sollte eher auf eine Konsolidierung und Vereinfachung der Regelungen hingewirkt werden. 
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Normadressaten müssen in die Lage versetzt werden, weiterhin die für sie geltenden Zugangs-

bedingungen identifizieren zu können. Die Überführung der Regelungen der GasNZV in die be-

stehenden themenbezogenen Festlegungen führt zu einer Kombination von eher abstrakt-ge-

nerellen Anforderungen mit eher technisch-administrativen Regelungen. Dies birgt das Risiko 

einer weiteren Erhöhung der Komplexität für die Normunterworfenen. Da die Adressaten der 

Festlegungen in der Regel mehrere Festlegungen in dem Bereich im Blick haben müssen, dient 

eine Aufgliederung in der Art eines „allgemeinen Teils“ und eines „Besonderen Teils“ der bes-

seren Übersichtlichkeit. 

 

Eine allgemeine Festlegung mit zugrunde zulegenden Begriffsbestimmungen und übergreifend 

anwendbarer Regelungen, sowie der Definition klarer Anwendungsbereiche für themenbezo-

gene darauf aufbauende Festlegungen leistet damit einen wesentlichen Beitrag zu mehr 

Rechtssicherheit und vermeidet Dopplungen sowie Inkonsistenzen.  

Dabei ist zu beachten, dass mit der Umsetzung des EuGH-Urteils vom 2. September 2021 und 

der gestiegenen Ausgestaltungskompetenz der BNetzA auch der Bedarf für ausreichenden 

Rechtsschutz größer geworden ist und in etwaigen Festlegungskonzepten stets mitgedacht 

werden sollte.  

Der BDEW weist außerdem darauf hin, dass es hilfreich wäre, wenn die Bundesnetzagentur im 

weiteren Festlegungsverfahren eine Übersicht zur Verfügung stellen würde mit einer klaren 

Kennzeichnung der konkreten Rechtsgrundlagen (EU-Recht, Gesetz, Festlegungen) für diejeni-

gen Regelungen, die nach derzeitigem Stand nicht in die konkreten anzupassenden Festlegun-

gen übernommen werden sollen. Auf diese Weise können die Vorgaben, die nicht in eine der 

Festlegungen überführt werden sollen, weil sie bereits im Europarecht, nationalem Recht oder 

Festlegungen geregelt sind, von denen unterschieden werden, die tatsächlich nicht überführt 

werden sollen. Das würde die substanzielle Bewertung des zukünftigen Regelungssystems für 

den Gasnetzzugang erleichtern.   

Für das gemeinsame Ziel der BNetzA und der Branche, nämlich die Sicherstellung eines trans-

parenten, verlässlichen und rechtssicheren Regulierungsrahmens für den Zugang zu den Gas-

versorgungsnetzen in Deutschland nach Außerkrafttreten der GasNZV, wäre die Berücksichti-

gung der o.g. Punkte ein wesentlicher Beitrag. Der BDEW steht für Diskussionen zur konkreten 

rechtssicheren Ausgestaltung dieses Rahmens gern zur Verfügung. 
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3 § 5 GasNZV 

Der BDEW weist darauf hin, dass ausweislich des Entwurfs der Einleitungsverfügung eine 

Überleitung der Regelung aus § 5 GasNZV (Haftung bei Störung der Netznutzung) in eine Fest-

legung nicht vorgesehen ist.  

Durch den Wegfall der Haftungsregelung besteht das Risiko, dass bestehende auf die Norm 

verweisende Haftungsregelungen in den Standardverträgen zur Kooperationsvereinbarung 

Gas (Anlage 1, 2 und 3) nicht mehr als AGB-konform angesehen und angefochten werden. Ziel 

des eingeleiteten Festlegungsverfahren ist es, das Eintreten von Regelungslücken durch das 

Außerkrafttreten der GasNZV zu vermeiden und die Kontinuität des bisherigen Regulierungs-

rahmens sicherzustellen. Für die Stärkung von Rechtssicherheit ist daher eine Überführung 

auch der Haftungsregelung aus § 5 GasNZV erforderlich.  

Dies gilt umso mehr unter Berücksichtigung der obigen allgemeinen Ausführungen zur zukünf-

tigen Systematik der Gasnetzzugangsregelungen. 
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